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jy  r. Drcggcr (CDU/CSÜ): Frau Präsidentin! 
h^fl^Tß^StTin^nerren! Das Grundgesetz, unsere 
Verfassung, war nach Diktatur und Krieg die erste 
große Gemeinsehaftsleislung des demokratischen 
Deutschland. Unter seiner Geltung wurde die Bun­
desrepublik zum freiesten, in mancherlei Hinsicht 
wohlhabendsten und vor allem sozialsten Staat der 
deutschen Geschichte. Bei allem Stolz auf das br- 
rcichtc: Haben wir Anlaß zum Feiern? Ich glaube 
nicht. Scheuen wir uns um.

Das, was die Menschen draußen im Lande beun­
ruhigt, ist nicht allein die Sorge um die Sicherheit 
ihrer Arbeitsplätze und um den Wert ihres Einkom­
mens und ihrer Ersparnisse. Verunsichert werden 
sie auch durch den Wortrnd: kälisnius der System- 
verdnderer, der hier und da in Gewalt umschlagt, 
durch die revolutionäre Situation an einigen Uni* 
versi täten, durch die Umiunktioniocur<g mancher 
Schulen, durch den Abbau bisher für sienor qehoäie- 
rier WerIvoiStellungen und Institutionen, wie er 
sich s. R. kn BumnielsUoik beamteter Fiuglotscii 
musdrückte, und durch die Unsicherheit und

Schwache, mit der die Regierung diesen Ersehe!-* 
mmeen begegnet bzw. nicht begegnet. Die Folge ist 
ein breiter Vertrauensschwur.d, der nicht nur ein­
zelne Institutionen, sondern den demokratischen 
Staat als ganzen in Frage zu stellen beginnt.

Dieser Vertrauensschwund ist überall festzustel­
len: bei den Arbeitnehmern — die wilden Streiks 
des vergangenen Jahres waren ein Signal —, bei 
Unternehmern, Freiberuflichen und Wissenschaft­
lern — Fälle der Resignation werden häufiger — 
und im verbündeten und neutralen Ausland. Die in 
zwei Jahrzehnten aufgeschichteten Berge das Ver­
trauens in den USA und in Westeuropa sind weit­
gehend abgetragen.

AH das spiegelt sich in der in* und ausländischen 
Presse wider. Drei Kurzzitate aus Zeitungen der 
letzten Zeit mögen das belegen. In der „Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung" vom 16. Januar i974 schildert 
Günter Gillessen die Situation Frankfurts, wie sie 
sich ihm zu Beginn dieses Jahres därsteilt, wie folgt
— ich zitiere —:

Straßenschlachten mit der Polizei, Teilerfolge 
mit Guerillataktik* eine Justiz, die kaum noch 
zu greifen vermag; ein üniversiiätsprasident, 
der ratlos ist, wie er die Lehre noch schützen 
soll; eine Regierung, die sich das anzusehen 
scheint, als ginge es sie nichts an.

Der britische „Economist", der unserem Land im 
Dezember eine Sonderausgabe gewidmet. hat, be­
merkt zu der Lage an unseren Universitäten, daß es 
zwar auch m anderen westlichen Ländern $ luden** (D) 
tenUnruhen gegeben habe, daß sie aber nur in der 
Bundesrepublik Deutschland zu einem <— ich zitiere
— „erfolgreichen Griff nach der Macht an den 
Universitäten".geführt hätten.

Für den „Economist" ist Deutschland zu einem 
Lande der Ungewißheiten geworden, und «er stellt 
eine ganze Reihe von Fragen, u. a. wohin sich die 
neue deutsche’ Politik neigen werde, nach Osten, 
nach Westen oder richtungslos in die Mitte.

Mit dieser englischen Beurteilung stimmt die der 
„Neuen Zürcher Zeitung" vom 13. Januar im we­
sentlichen überein. Danach ist die Bundesrepublik 
Deutschland, die im westlichen Europa einmal ein 
Pfeiler nicht nur wirtschaftlicher, sondern auch po­
litischer Stabilität war, zu einem — ich zitiere — 
„Herd ohne Abschirmung“ geworden, „der seinen 
Nachbarn Anlaß zu ernsten Fragen" gibt.

Meine Damen und Herren, ich will zunächst einmal 
dahingestellt sein lassen, ob und inwieweit diese 
Analysen zutroffen. Allein die Tatsache, daß sie 
vorgoiegt werden, ist alarmierend — ein Vorgang, 
der vor fünf Jahren noch völlig undenkbar gewusen 
wäre.

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Sehr richtig!)
Wenn es etwas Verg Hebbares an innerer und 

äußerer Unsicherheit, an Zweifeln und Vertrauens* 
schwand in den erster* beiden Jahrzehnten der 
Bundesrepublik nicht g*geben hat, dann war das. 
vor allem zwei UrnsL nt* n zu verdanken.: zunächst 
der Konsequenz, mit der die außen- und gesell- 
schuftsppHlischo Grand* ricnticrung der deutschen
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/A, . Ur.B«;gg<if
4 " Politik aller. Verlockungen und Schwierigkeitci; 

::tun Trotz äurchgehalfen wurde. Ich darf zu dein, 
was ich meine, auf die Ziffern 8 bis i.0 unseres 
Antrages verweisen. Diese Klarheit schloß Fehler 
im EinzelfaH nicht aus, begründete aber Vertrauen 
in. den Gesamtkurs. Die deutsche Politik erhielt auf 
diese Weise das, was unserem Lande geschichtlich 
so häufig und so lange gefehlt hatte: Rationalität, 
KalkuUerbarkeu, Zuverlässigkeit, mit einem Wort: 
Vertrauenswüxdigkcit nach innen und außen, an das, 
was unter Ihrer Verantwortung. Herr Bundeskanz­
ler., mehr und. mehr verlorengeht.

{Beifall bei der CDU/CSU.)
Die Stabilität der ersten beiden N.achkriegsjahr- 

7-ehnte hatte noch einen zweiten, für den Bestand 
der Republik noch bedeutsameren Pfeiler. So sehr 
der politische Streit zwischen den demokratischen 
Parteien um wichtige und weniger wichtige Fragen 
der deutschen Politik tobte, ein Bereich war außer 
Streik die Verfassung. Ob Sozialdemokraten, Libe­
rale oder Christdemokraten, niemand konnte daran 
zweifcUi, daß sie alle, in all ihren Strömungen und 
Flügeln’ in den Crundnormen der Verfassung über­
einstimmten, daß sie alle keine andere, sondern 
diese Republik, die Republik des Grundgesetzes 
wollten, daß sie jede Zusammenarbeit mit Verfas­
st! ngsfe in den von rechts und links ablehnten und 
daß sie gewillt waren, diesen Kurs auch, in den eige­
nen Reihen durebzusetzen. Damit war ein Basis- 

. Konsens, ein Fundament gemeinsamer Grundüber- 
zeugungen gegeben, das dem Parteienstreit entzo­
gen war, das ihn begrenzte und ihm die feindselige 

(B) Scharfe nahm, die wir heute zunehmend zu bekla­
gen haben. Ohne eine solche Gemeinsamkeit kann 
eine Diktatur überleben, eine freiheitliche Demokra­
tie nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Gerade weil das Spiel von Macht und Gegenmacht, 
das Gegenüber von Regierung und Opposition, der 
Streit der Parteien zu ihrem Lebensgesetz gehören, 
muß, wenn der Streit nicht zerstörerisch werden 
soll, ein Fundament allseits anerkannter 'Verfah­
rensregeln und eines Mindestbestandes gemeinsa­
mer politischer Grundsätze, die ihren Niederschlag 
in der Verfassung gefunden haben, gegeben sein.

Meine Damen und Herren, beide Pfeiler der Sta­
bilität sind heule angeknackst. Mit der außen- und 
g e seil $ d: a ft s politi s die n . G r u nd o r i e n t i e r u n g s i n d d i e 
Konturen der deutschen Politik unscharf, unsicher 
und fragwürdig geworden. Auch die Verfassung ist 

• nicht mehr das feste Fundament aller demokrati­
schen Parteien und ihrer Flügel.

Den jüngsten Beweis lieferte der Juso-Kongreß 
in München.

(Lachen bei der SPD. — Abg. Dr. Marx:
Und obi)

Seine Ergebnisse sind für uns alle von Bedeutung. 
Politische Parteien sind keine privaten Kränzchen, 
sondern Pfeiler unseres Verfüs$ u ngs i obens, und sie 
müssen.sich daher auch hinsichtlich ihrer inneren 
Entwicklung dar öffentlichen Kritik stellen.

{Beifall bei der CDU/CSU.)

Daboi sollte jede kleinliche, sich auf einzelne Mit- 
gliecier beziehende Beckmesserei vermieden werden. >.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Nichts ist*aber für die Lage der größten und bedeu* . 
tendstei; Arbeitsgemeinschaft der SPD erhellender 
als das Scheitern des nun schon, berühmten Antra­
ges 32. Mit diesem Antrag wollte der scheidende 
Bundesvorsitzende Roth, möglicherweise im Auf­
träge der SPD-Führimg — vielleicht irn Hinblick auf 
diese Verfassungsdebatte —, die Jusos an den 
demokratischen Staat binden, sie zu einer Absage 
an das verfassungswidrige imperative Mandat be­
wegen und sie u. a, auf folgende Prinzipien ver­
pflichten: Möglichkeit organisierter Opposition, Un­
abhängigkeit der Rechtssprechung,. Autonomie, der 
Gewerkschaften, : nnderhoitenschuiz, Meinungs­
und Pressefreiheit Der Bundesausschuß der Jusos 
zwang seinen Versitzenden noch vor Beginn des 
Kongresses dazu, diesen Antrag zurückzuziehen.

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.)

Roths leidenschaftlicher Appell, ihn wenigstens als 
Arbeitsmaterial an die* Bezirke weiterzugeben, 
wurde vom Plenum des Kongresses zurückgewiesen.

(Abg. Dr. Marx: Warum wohl?)
Doch auch damit gaben sich die erbitterten Ge­
nossen nicht zufrieden.

— Ich zitiere aus dem „Rheinischen Merkur".
(Lachen bei der SPD.) •

— Sie scheinen ein besonderes Verhältnis zu der
Vielfalt qer Presse in unserem Land zu haben, meiiie 
Damen und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Ich zitiere weiter:

Sie' verabschiedeten mit großer Mehrheit einen 
Initiativantrag, in dem der Bundesvorstand we­
gen dieses Antrages scharf gerügt wurde.

FA

Meine Darren und Herren, nicht weniger -auf­
schlußreich- als der Juso-Kongreß ist die Art und 
Weise, in der sich die extreme SPD-Linke mit alten 
Sozialdemokraten auseinandersetzt. Ein Betroffener 
ist seit langem der frühere Vorsitzende der Eauar- 
beitergowerkschaft und jetzige 'Bund (^Verteidi­
gungsminister Georg Leber. Aus einem ganzer. Chor 
von Anü-Leber-Stiminen .will ich nur eine Stimme, 
die von Jchano Strasser zitierenJder seil München, 
im Juso-Spektrum nun schon als Rechter gilt, was 
den geradezu rasenden Linkskurs dieser Jung-S-PD 
deutlich macht. Herr Strasser lehnt es zwar ab, „das 
Problem ... der Rüstuncjsausgaben. in der Bundes­
republik Deutschland in Georg Leber zu personali­
sieren-, wie es die Hamburger Jungsozialisten ge­
fordert hatten. Das ist weniger interessant als die 
Begründung, die Herr Strasser dafür gegeben hat.
Er sagt:

Sozialisten haben ja wohl auch nie die Mel nun 
vertreten, daß es zur Lösung des Problems dt 
Konzentration in der Wirtschaft genügt, cxvr 
plansch ein paar Konzernherren zu eis hi. - 
ßem . . Das ist eine Sache, die man in der Partei
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Dr. Di eg g er
V'A • ausfediten muß, in Frankfurt, wo dieser Mensch 

ja das nächste Mal wieder eingestellt werden 
will

(Zuruf von der CDU/CSU: Unerhört 1}
Meine Damen und Herren, die Diktion des Herrn 
Strassor klingt so, als ob die Frage, ob,man „diesen 
Menschen da" demnächst in Frankfurt ab wählt oder 
zusammen mit einigen Konzernherren erschießt, nur 
eine Frage der Zweckmäßigkeit und nicht des Prin­
zips sei,

(Abg. Dr. Marx: So ist es!)
Im selben Interview kennzeichnete dieser famose 

Juso-Führer den Standort der Jung-SPD mit folgen­
der Aussage — ich zitiere wörtlich —:

Sowohl die Kommunistische Partei Italiens als 
auch die Kommunistische Partei Frankreichs ha­
ben ein strategisches Konzept, das der Doppel- 
Strategie der Jusos sehr ähnlich ist.

(Hört i Hört! bei der CDU/CSU.J
Und auch die Bündnisfrage ist für diese Parteien 
weniger abhängig von theoretischen Bekennt­
nissen ...

Meine Damen und Herren, viele Jusos haben ganz 
offensichtlich den Gegensatz zwischen parlamentari­
scher Demokratie und sozialistischer Diktatur aus 
ihrem Bewußtsein verdrängt. Sie haben ihn ersetzt 

.'durch das Klassenkampfschema des 19. Jahrhunderts 
und das ihm entsprechende Gegensatzpaar: Hie So­
zialismus, hie Kapitalismus, Das hat einschneidende 

P) Folgen. Wem es. nicht um die soziale Demokratie 
geht, sondern um das sozialistische System, für den 
verliert auch der Zusatz „demokratisch" zum Wort 
„Sozialismus" bald an Bedeutung, dein stehen die 
Kommunisten, die das sozialistische System nach 
eigener Aussage ebenfalls wollen, bald naher als 
die Christdemokraten, die Freien Demokraten und 
auch die sogenannten rechten Sozialdemokraten, die 
ia das System der parlamentarischen Demokratie in 
unserem Lande gemeinsam tragen. Manche Jungso- 
sialislen und auch einige Altere sind offenbar dabei, 
den Beschluß über Unvereinbarkeit zwischen Sozial­
demokraten. und Kommunisten zu ersetzen durch 
eine neue Unvereinbarkeit, nämlich zwischen Sozia­
listen und den „Knechten des Großkapitals*, zu de­
nen sie alle rechnen, die anderer Meinung sind als
■sie. .

(Zurufe von der CDU/CSU: Sehr wahr! —
Sehr gut!)

Der aktive Widerstand innerhalb der SPD gegen 
diese Entwicklung scheint sich bisher auf Einzel­
kämpf er zu beschränken,

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider wahr!)
hinter denen die Autorität des Parteivorsitzenden 
Brandt und des Fraklionsvorsilzcndön Weimer nicht 
steht, bis heu e jedenfalls nicht sichtbar geworden 
ist. Im Gegen eil, Herr KollegeWehner hält es für 
dringlicher, ai 7 den „verknorpelten und deformier­
ten Begriffen soziale Marktwirtschaft und Rechts­
staat" herc.iv ukommen. Rechtsstaat, Herr Weimer, 
das ist'das IG rnsiück unserer Freiheit.

(Beifall hoi der CDU/CSU.)

Ich bin sicher, daß der große russische Patriot Söi- IQ' 
sehenizyn, der jetzt in diesem Lande weilt, wenn er 
Ihnen Gelegenheit zu einem Gespräch geben sollte, 
diesen Begriff „Rechtsstaat1* besser zu schätzen weiß. •

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Aber es gibt selbstverständlich auch andere Stim­

men. Als Beispiele nenne ich den früheren Hambur­
ger .Bürgermeister Professor Weichmann- und den 
Hamburger Verfassungsschutzpräsidenten Horchern.
Ich nenne den Berliner Senatsdirektor Kreutzer, nach 
dessen Meinung die Grotewohis wieder mitten unter 
uns sind. Ich nenne den bayerischen DGB-Landes- 
vor sitz enden Rothe, der am 10. August 1973 im 
DOB-Organ „Welt der Arbeit" erklärte — ich .zitiere 
wörtlich —i

. In der Tat verstößt vieles, was die Jungsozinli- 
sten zum Programm erhoben haben, klar gegen 
Grundgesetz und Betriebsverfassungsgesetz ... 
Soviel Systemveränderung zielt, den Gewerk­
schaften mitten ins Herz.

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.)
So die Auffassung des DGB-Land es Vorsitzenden in 
Bayern, Mitglied Ihrer Partei.

Ich nenne den früheren Juso-Vorsitzenden, unse­
ren Kollegen Cortericr, der in einem Beitrag für die 
„Berliner Stimme" feststellte, der Münchner Juso- 
Kongreß sei — ich zitiere jetzt wörtlich — „weder 
zu einer Bejahung der parlamentarischen Demokra­
tie noch zu einer Ablehnung der Aktionseinheit mit 
Kommunisten bereit" gewesen und habe sich da­
durch —- jetzt wieder wörtlich — „für die Zukunft (Q 
alle Möglichkeiten cffengehalten". Corterier fügte 
dieser Feststellung die Sorge hinzu, es werde in 
Zukunft kaum noch möglich sein, dem Wähler zu 
erklären, wieso die SPD versuche, radikale Rand­
gruppen zu integrieren, die — ich zitiere wörtlich —
„in Wirklichkeit eine andere Partei und einen an­
deren Staat wollen". Diese Aussage Corteriers ist 
eine scharfe Absage an eine Theorie, mit der sein 
Partei Vorsitzender sein Gewährenlassen und seine 
Untätigkeit bisher begründet hat.

Daran scheint sich auch nach München nichts ge­
ändert zu haben. In einem vom Bundeskanzler dein 
„Stern“ in den letzten Tagen gegebenen Interview 
heißt es nämlich — ich zitiere wörtlich —:

Mir scheint, häufig werden lokale Erscheinun­
gen dramatisiert. Einige Herren der Opposition 
— leider auch meiner eigenen Partei — scheuen 
ja keine Mühe, überall und irgendwo verfas- 
s'uhgsfcinuliche Tendenzen herbeizuahnen.

Herr Bundeskanzler, glauben Sie wirklich, es sei 
alles Gespensterfurcht, was viele Ihrer Parteifreunde 
ängstigt? Glauben Sie im Ernst, Sie konnten die 
schlimme Wirklichkeit dadurch überwinden, daß Sie 
sie nach dem Beispiel Ihrer Ostpolitik zunächst ein­
mal anerkennen? Glauben Sie wirklich, auf diese* 
Weise die kritische Jugend für die Demokratie <jc.- 
v/innen zu können? Könnte sich bei der Jimg-SPD 
nicht das wiederholen, was Sie bei den Ihrer Partei 
nahestehenden Studenten verbunden bereits erlebt 
haben? Der Sozialistische Deutsche Studenlonbund 
und der Sozialdemokratische Hochschul-bund sind
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j ♦{**•' kommun isthch gewordcn. Wie wird die Entwicklung 
! bei den Jusos sein?
■ Heute steht die SPD ohne jeden Studentenver-

baud du. Der Ring Christlich-Demokratischer Stu­
denten ist der einzige einer demokratischen Partei 
nahestehende Studen.tenverband, der an unseren 
Universitäten einen mutigen, entsagungsvollen, kei­
neswegs erfolglosen Kampf für diese Demokratie 
führt.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.)
* Nach Berichten des Verfassungsschutzes sind neben

deri Mitgliedern des Bundes „Freiheit der Wissen­
schaft" gerade die Mitglieder des RCDS durch den 
roten Terror in besonderer Weise persönlich ge­
fährdet. Dieser* jungen Studentinnen und Studen­
ten den Respekt aller Demokraten auszusprechen, 
stünde uns in dieser Debatte gut an.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Es ist nicht meine Aufgabe, zu beurteilen, ob es 

der SPD genügt, wenn ihr Vorsitzender von Zeit zu 
Zeit das Vorbild großer Sozialdemokraten wie 
Eberl, Wels und Kurt Schumacher beschwört, ohne 
daraus Konsequenzen für die Gegenwart zu ziehen.

• (Abg. Dr. Marx: Sehr wahr!)
Was der deutschen Öffentlichkeit jedenfalls nicht 
genügt — und das auszusprechen bin ich berech­
tigt —, ist die Tatsache, Herr Bundeskanzler, daß Sie 
•ihre Partei ausgerechnet bei dieser Entwicklung 

' gewissermaßen ex cathedra zur Mitte erklären. Was 
j ’ *uch in Teilen dieser Partei zur Zeit tut und wie

Sie dieser Entwicklung begegnen, hat mit Mitte,
| gleichgültig, ob Sie sie als linke Mitte, neue Milte
! .. oder alte Mitte, definieren, nichts zu tun.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Diese Hinweise mögen genügen, um die Not­

wendigkeit dieser Verfassungsdebatte zu begrün­
den. Ihr Sinn ist es, Klarheit zu schaffen, die in 
letzter Zeit in Frage gestellten Verfassungsgrund­
sätze zu bekräftigen und auf diese Weise das Ver­
trauen in diesen demokratischen Staat wieder her- 

. zu steilen, bei den Bürgern drinnen und bei den 
Nachbarn draußen. Dabei geht es nicht um das, was 
uns politisch unterscheidet, sondern , um das, was 
allen gemeinsam ist, die auf dem Boden der Ver- 

\  ' fössung stehen. Wir haben nie die Meinung vertre­
ten, daß die Demokratie erst durch die Chnsllich- 

1 Demokratische Union, verwirklicht wird, Wir halten 
| allerdings auch die Aussage Ihres Godesborger Pro- 

*' I cjramms, die Demokratie werde erst durch den 
| Sozialismus erfüllt, für antip!ur.alislisch, a'ntidcmo- 
j\ kratisch und im Grunde totalitär.

. f (Anhaitender Beifall bei der CDU/CSU, —
Zuruf des Abg. Wehner.)

Lassen Sie mich einen Satz aus dom auch im übri­
gen ausgezeichneten Beitrag der Jungen Union 
Deutschlands zu dieser Verfassungsdebatte zitieren. 
Es heißt dort:

Das Grundgesetz erlaubt keinen sozialisti­
schen, freidomok raLi schon oder christlich-demo­
kratischen Staat. Aber es verpflichtet alle Par­
teien 7 t:m Wettbewerb um die Anerkennung

m , U\.U  i 'l,  l l u s j i u  . ,J i»  J U U J

und Yerwirk 1 ichutig seiner Grundwerte • und 4 
Zielsetzungen im Rahmen der Verfassung. «

Das können wir alle unterschreiben, meine Damen 
und Herren.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Ehe ich mich den einzelnen Feldern der verfas- . 

sungspoli tischen Auseinandersetzung zuwende, 
möchte ich sechs Feststellungen treffen, und begrün­
den, die zum Teil Selbstverständliches enthalten.

(Abg. Wehner: Ja! Ja!)
— Ja, vielleicht nicht für Sie, Herr Wehner; das 
weiß ich nicht.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Ich spreche das Selbstverständliche gleich zu Beginn 
aus, damit sich die Debatte sobald und so intensiv 
wie möglich

(Abg, Wehner; Daran auszurichten hat! Ja!) 
ihrem eigentlichen Gegenstand zuwenden kenn. •

(Abg. Dr. Schäfer (Tübingen]: Da haben Sie 
recht: „eigentlichen"!) s

— Es kommt noch, Herr Webner.
Eiste Feststellung. Festhalten an der Verfassung 

bedeutet nicht festhaiten an dem gegenwärtigen 
gesellschaftlichen und politischen Zustand. Dieser 
Zustand muß sich ändern,

(Abg. Dr, Schäfer [Tübingen]: Aha!)
weil sich die Bedingungen der menschlichen Existenz 
und der staatlichen Gemeinschaft verändern,*

(Abg. Dr. Carstens [Fehmarn]: Sehr richtig!) ^
Diese notwendigen Veränderungen durch die Politik 
aktiv zu beeinflussen und zu gestalten — dafür 
bietet die Verfassung einen weiten Rahmen;

(Abg. Lenders: Ach nein!)
— doch, nicht nur Sozialismus, es gibt auch etwas 
anderes! — einen Rahmen für durchaus unterschied­
liche politische Vorstellungen und Ziele.

Zweite Feststellung. Die Verfassung ist. in der 
Wirklichkeit des Lebens nur dann fest verankert, 
wenn ihre Grundsätze in den Herzen lind in den 
Köpfen der Menschen verankert sind.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Verfassungsschutz und Polizei sind ohne Macht, 
wenn nicht die Menschen selbst diese Verfassung 
wollen.

Wer aus dieser Beurteilung allerdings den Schluß 
zieht, der demokratische Staat dürfe reditsstaailiehe 
Mittel erst einsclv.cn, wenn alle anderen Mittel ver­
sagen, unterliegt einer Fehlschätzung. Er riskiert 
und verantwortet eine Eskalation der Gewalt, die 
andere, häufig Unschuldige, mit Leib und Leben zu 
bezahlen haben, wie wir das an den Universitäten 
nun festste 11 cp* mußten. Der demokratische Stadt 
kann nur < enjenigen mit Toleranz begegnen, die. 
selbst toler- nt sind. Wer die Freiheit der freiesten 
Verfassung 1er Welt mißbraucht, um sie abzuschai'r 
fon, der muß von Anbeginn auch mit rechtlichen 
Mitteln in s ine Schranken gewiesen werden.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
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X)n Üregger
^  Die geislig-politisclie Auseinauderseiztmy, auf die 

das Hauptgewicht zu legen ist,
. (Abg. Coriradi: Das merkt mau!)

und der Einsatz rcchisstaatUeher Mittel gegen die­
jenigen, die die Spielregeln nicht akzeptieren, sind 
nebeneinander notwendig. Keines dieser beiden 
Instrumente kann das andere ersetzen.

Dritte Feststellung. Die Grundprinzipien unserer 
- Verfassung sind gleichrangig. Das Rechtsstaats- 

prlnzi'p kann das Sozialstaatsprinzip nicht ersetzen; 
umgekehrt gilt das gleiche. Es wäre absurd, wenn 
wir uns in RechtsstaaUer und Sozia 1 s t a aller auf teilen 
wollten, meine Damen und Herren. Beides gehört 
notwendigerweise zusammen.

{Beifall bei der CDU/CSU.}
Grundrechte sind unwirklich, wenn die soziale Basis 
fehlt, sie geltend zu machen.. Umgekehrt werden 
sozialstaatliche Leistungen erst dadurch zur Basis 
der Bürgenreiheit und der Menschenwürde, daß sie 
sich ii\ Rechten nicderschlagen, die der einzelne 
allein, oder mit Hilfe seiner gesellschaftlichen Grup­
pen wahrzunehmen in der Lage ist.

Sozialutopien dagegen, die ihre Grundlage -und 
Grenze nicht in den Rechten der Menschen finden, 
sind, wie alle geschichtlichen Beispiele zeigen, un­
menschlich und geeignet, die Welt zur Hölle zu 
machen — auch für diejenigen, um deretwillen -das 
angeblich dann, alles geschieht
# ’ (Beifall bei der CDU/CSU.)

Ein weiterer Gedanke hierzu: Die Verwirklichung 
(B) des Sozialstaalsprinzlps ist eine ständige, nie erle­

digte Aufgabe, wie es die Ziffer 9 unseres Entschlie­
ßungsantrags deutlich macht Mit dem Wandel der 
wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Verhältnisse 
ändern sich die Aufgaben, die stets neu und nach 
Möglichkeit besser gelöst werden müssen als vor­
her. Daß davon im Augenblick keine Rede sein 
kann, hat in der Debatte zur Lage der Nation mein 
Kollege Blum in der Feststellung deutlich gemacht, 
daß ein wesentlicher Teil der jetzigen Sozialpoli­
tik einem Lazarett wagen gleicht, der hinter der In­
flation herfährt, um die Verletzten aufzuladen.

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.)

Schließlich: Unser Maßstab für die Verwirkli­
chung des Sozialsiants sind die realen Lebensver- 

* holinissc, die reale Freiheit, die reale Sicherheit, die 
reale Fähigkeit des Menschen, des einzelnen Men­
schen, jedes einzelnen Menschen und der natür­
lichen Ordnungen, in die er gestellt ist und für die 
er Verantwortung tragt. Wenn Sie, meine Damen 
und Herren der Koalition, nicht Wortgeklingel, son­
dern diesen realen Maßslab zugrunde logen, müssen

* Sie noch sehr, sehr viel tun, um einen ähnlichen 
sozial- und gesellschaftspolitischen Fortschritt in 
diesem Lande zu bewirken, wie wir ihn in zwan­
zigjähriger Regierungsverantwortung in diesem 
Lande bewirkt hoben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. —
Lachen bei der SPD.)

Immer schneller steigende Preise, welche die Lohn- 
und Rentenerhöhungen weitgehend entwerten, dazu

das ungerechtfertigte Hinein wachsen niedriger Hin- ^  
kommen in die Steuer- und Abgabenprogression, 
woran Sie so sehr Jesthalten,

(Zuruf des Abg. Rccktemann)
dazu die entschädigungslose Enteignung der Spa­
rer — 40 Millionen DM Enteignung sind in diesem 
Jahr zu-erwarten; das ist das Achtfache von dem, 
was Sie mit einer zweifelhaften Vorlage in diesem 
Lande an Vermögen neu verteilen wollen —,

(Beifall bei der CDU/CSU)
all das verwirklicht -den Sozialstaat nicht, sondern 
zerstört ihn.

(Erneuter Beifall bei der CDU/CSU.)
Und was die jetzt anstehenden gesellschaftspoli­

tischen Aufgaben angeht, so brauchen wir den 
Wettbewerb mit Ihnen, meine Damen und Herren 
der Koalition, nicht zu fürchten. Das gilt für die 
Fortentwicklung der VermögensbUdung, zu der alle 
praktisch verwirklichten Initiativen von uns ge­
kommen sind. ^

{Sehr richtig! bei der CDU/CSU. —‘Lachen 
bei der SPD.)

— Viele in.Ihren Reihen fürchten doch die Klein­
kapitalistenmentalität, das wissen wir doch?

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Der SPD-Bezirk Hessen-Süd und der Bezirk — wenn 
ich. nicht irre — Ostwestfalen haben noch vor eini­
gen Monaten beschlossen: keine Vermögensbildung 
bei den Arbeitnehmern, weil sie nämlich eine Klein­
kapitalistenmentalität befürchten. Das ist doch eine 
Tatsache! *

, {Beifall bei der CDU/CSU. — Abg. Dr.
Marx: Schwarz auf weißt]

Wir brauchen den Wettbewerb mit Ihnen auch 
nicht in bezug auf die Fortentwicklung der Mitbe­
stimmung zu fürchten, die nach dem Zweiten Welt­
krieg als weitestgehende der Welt von uns einge­
führt worden-ist

(Abg. Conradi: Weiberfastnacht!)
und für deren Fortentwicklung wir früher als die 
Koalition eine Vorlage auf den Tisch gebracht ha­
ben.

Abschließend lassen Sie mich zu diesem Abschnitt 
sagen: Wir begreifen die Politik als eine dynami­
sche, im Rahmen, der Verfassung zu erfüllende 
Aufgabe. Dabei erstreben wir eine gesellschaftliche 
Ordnung, welche die Mitwirkung der Bürger immer 
mehr gewährleistet,.ihre persönliche Freiheit— ich 
betone: persönliche Freiheit — durch mehr soziale 
Sicherheit festigt und durch Verteilung und Kon­
trolle der Macht sichert. Dabei sehen wir den Auf­
trag des Grundgesetzes, die Sozialpflichtigkeit dos 
Eigentums zu. gewährleisten, nicht auf das Sach- 
und Kapitaleigontum beschränkt. Wir sehen ihn er­
streckt auf alles, was gesellf-chaltliche Macht ver­
kühl, wozu auch die Macht der Verbände und der 
Medien gehört, die vielfach größer ist als die Macht 
der Bonorden und aes Sach- und Kapitaleigensturns.

Vierte Feststellung: Rechts- und Link sc xtrenv Is­
mus sind gleich schlimm. Sie sind mit der Lebens-
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Dr. Dregger
form. der freiheülich-rccMsstaatKchen Demokratie 
in gleicher Weise unvereinbar. Beide leugnen die 
Rochtsstaatliclikest, den Pluralismus in Staat und 
Gesellschaft und die Grundrechte des Menschen, 
beide versklaven und entwirrdinen ihn.

Wer das bei der geschichtlichen Darstellung der 
Vergangenheit verschweigt, begründet gefährliche 
Fehlhaltungen in der Jugend und bereitet — wenn 
auch ungewollt — einen Peadelschlag ins andere 
Extrem vor. Deshalb muß im Sinne Solschenizyns 
die Wahrheit gesagt v/erden, die ganze und nicht 
die halbe, die Wahrheit nicht nur über den Rechts- 
radikalismus und den Nationalsozialismus, die 
Wahrheit auch über den Kommunismus, die in Vei­
len Teilen der Jugend unbekannt geblieben ist. Zu 

. dieser heute weithin vergessenen. Wahrheit gehört 
die Tatsache, daß die erste deutsche Republik zwi­
schen beiden Radikalismen zerrieben worden ist, 
zwischen NSDAP und KPD.

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD.)

— Zweifeln Sie etwa daran, meine Damen und 
Herren?

{Zurufe von der SPD: Und die Deutsch- 
nationalen und Konservativen?)

Meine Damen und Herren, ich wäre in der Lage, 
aus allen Parlamentsprotokclien der dreißiger Jahre 
zu zitieren.

(Abg. Rawe: Tun Sie es doch!)
Ich; will einmal ein Zitat bringen; von wem cs 
stammt, ist in diesem Zusammenhang völlig gleich­

et) gültig. Dort wurde den Nationalsozialisten von den 
Kommunisten nicht etwa Verfassungsfeindlichkeit' 
vor geworfen, sondern das Gegenteil:
Legan smus. Es heißt dort:

Die Nationalsozialisten bieten sich öffentlich 
. feil als Büttel dieser bürgerlichen Republik.

Als ich das gelesen habe, meine Damen und Herren, 
ist mir wieder einmal die tragische Lage der Deut­
schen am Anfang der dreißiger Jahre bewußt ge­
worden, in der die Linken und die Rechten sich 
gegenseitig die Wähler zutrieben und eine Mitte, 
die Zeichen von Schwäche zeigte, wie wir sie auch 
heute wieder sehen, einen Zustand darbot, der dann 
zum Abmarsch nach links und rechts führte. Es 
liegt an uns, ob sich das.noch einmal in diesem 
Lande wiederholt. Deswegen sind wir verpflichtet, 
die Wahrheit, die ganze Wahrheit, zu sagen.

• (Beifall bei der CDU/CSU.)
Wer Freiheit und Demokratie bewahren will — das 
ist die Schlußfolgerung aus dieser geschichtlichen 
Totsache —, muß deshalb beide Radikalismen in 
gleicher Entnschiedenheit ablohnen und bekämpfen.

Fünfte Feststellung: Unser Enlschließungsantrag 
enthält selbstverständlich nicht alle bedeutsamen 
Veriassungsprinzipien, so dem nur diejenigen, die 
heute umstritten sind. Die en 'bestrittenen, in Frage 
gestellten und mißachtet- n Verfassungspnnzipien 
gilt cs Nachdruck, zu verminen. An dem als Ant­
wort auf unseren Eni.vi T vorgd egten Erttsdilie- 
ßungsantrag der KoaIh.cn interessieren daher weni­

ger die Zufügungen und Umformulierungen — da 
sind wir völlig offen —»sondern die Streichungen 
und Weglassungen. Unter diesem Aspekt allerdings 
ist das Koalitionspapier nicht nur enttäuschend, son­
dern erschreckend. Manches von dem, was in unse­
rem Papier präzis und eindeutig gesagt ist, wird in 
dem Koaliticnspapier unscharf und, undeutlich ge­
sagt. Anderes fehlt ganz. Warum? Doch offenbar 
■deshalb, weil eine oder» beide Koalitionsparteien 
nicht in der Lage sind, zu diesen nicht politischen, 
sondern Veriassungsprinzipien eine Position zu 
beziehen, die von. der Gesamtfraktion und der Ge­
samtpartei geteilt wird.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
In diesem Enlschließungsantrag 'der Koalition drückt 
sich der ganze Jammer aus, in dem Sie steh befin­
den.

(Lachen des Abg. Dr. Schäfer [Tübingen].}

— Wir können Ihnen, Herr Prof, Schäfer, die Ant­
wort nicht ersparen; Sie werden sie vielleicht nach­
her geben. Wir fragen Sie daher jofzl und immer 
wieder, bis Sie Antwort gegeben haben: Warum 
•fehlt in Ihrem Papier jede Äußerung erstens zur 
Freihaltung des Staatsdienstes von Verfassung*- 
feinden, zweitens zur Abgrenzung der demokrati­
schen. Parteien von verfassungsfeindlichen Kräften, 
drittens zum imperativen Mandat, viertens zur 
Orientierung der schulischen Erziehung am Grund­
gesetz und Fünftens zur Einfügung der Universitäten 
in die Rechts- und Verfassungsordnurig des demo­
kratischen. Staates? Warum? Meine Deinen unc. 
Herren, ziehen Sie sich .hinsichtlich der beiden letz- ^  
ten Punkto bitte nicht hinter die Gesetzgebung  ̂
kompetent zurück. Hier geht es nicht um Gesetz­
gebung, sondern um ein politisches Volum. Hier 
geht es nicht uni Kulturpolitik, sondern um Verfas­
sungspolitik. Zur politischen Verteidigung der Ver­
fassungsordnung in Bund, Ländern und Gemeinden 
ist-kein Organ berufener als der Deutsche Bundes­
tag, der — mit Vertretern der Regierung und des 
Bundesrates • in seiner Mitte — das Forum der 
•deutschen Nation ist.

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Sechste Feststellung: Die Ziffern 3 bis 10 unseres 
En tsch ließ u ngsan tra g es en th alten Aussag e n z u r 
Gnmdorieniierung der deutschen Politik. Sie sind 
unserer Auffassung nach politisch — ich betone: 
politisch — geboten, v.T'niTHmT̂ re Verfassung Be­
stand haben uiuTverwirklicht werden soll. Das gilt . 
zunächst für die westliche Orientierung unserer j 
Außenpolitik. Wie sollte unsere Republik an der 
Grenze zweier Weltsysteme der auf vielen Ebenen { 
vorgetragenen kommunistischen. Expansion stand- % 
hallen, wenn nicht im engen Bündnis mit der west­
lichen Welt?

Was das Westbündnis für die Prcihoiissidioruna / 
nach außen, bedeutet, das badoutet das System der;, 
P7>7J7iTch Mai kiwii tsäsait fuFu:c '̂rr*?nFeTVrsmTefinjc/ ! **'
Tnr&rinnvTiT±ẑ £T:irFEinirrclTa:esöTunsore Auffassung i, ___ __  - [i
nurz Tegnniö.en, wobei es Urnen soibst.verstclndiidi ! "  
freisteht, zu dieser politischen Frage eine, andere* 
Meinung zu haben.



rr  ^̂ Tflr7̂ T7TT!77?7.1; b i * hj . u e n i c , 1*e e  r u a r 11/ / 4

Dr. Drcgger
fA> Beide, staatliche Demokratie wie marktwirtschaft­

liche Ordnung, gründen auf den FreibeUsrechten des 
Menschen, dessen Personenv/ürde sic unter anderem 
durch ein. ausgeklügeltes System der Machtvertei- 
iung schützen. Der Bändigung der staaliiehen Macht 
durch Gewaltenteilung, durch die Legitimität der 
parlamentarischen Opposition, durch den Föderalis­
mus und die kommunale Selbstverwaltung ent­
spricht die Bändigung' der wirtschaftlichen Macht 
durch Wettbewerb, den der Staat unter anderem 
durch ein wirksames Karteiirecht zu gewährleisten 
hat, und durch die Anerkennung freier, starker und 
unabhängiger Gewerkschaften, die für unser System
— iin Gegensatz zum sozialistischen System — not­
wendig sind.

Diese Verteilung der Macht kn staatlichen und im 
wirtschaftlichen Bereich, wie sie bei uns verwirk­
licht ist, steht im schärfsten Gegensatz zu der Macht- 
Konzentration des sozialistischen Systems, das We­
der GewaUcjitenung noch Föderalismus, noch kom­
munale Selbstverwaltung noch Grundrechte noch 
Wettbewerb noch die Legitimität der parlamentari­
schen Opposition noch die Legitimität freier, von 
Staat und Partei unabhängiger Gewerkschaften 
kennt.

(Abg. Matthöfer: Sie sind ein Ignorant!) .
— Ein Ignorant? Vielen Dank für dieses Lob, das 
Sie mir aussprecherJ Ich will Ihnen folgendes sagen, 
Herr Matthöfer.

(Zurufe von der CDU/CSU.}
Wir hatten in meiner Siadt eine sowjetische Ge- 

(XU werksdiaftädelegation aus der Ukraine zu Besuch, 
und -diese* Delegation gab der „Fuldaer Voikszei- 
\uncj* ein Interview. Der Vorsitzende der Delega­
tion wurde gefragt, welches denn die Hauptauf­
gaben der Gewerkschaften in der Sowjetunion seien. 
Die Antwort war folgende: erstens die Mitwirkung 
an der Erstellung, an der Erfüllung und an der Über­
erfüllung volkswirtschaftlicher Plane, denn die Pro­
duktion ist die Grundlage des Volkswohlstandes — 
also: malocht, Kameraden, Aufgabe Nr. 1 —,

(Heiterkeit bei Abgeordneten der CDU7CS.U)
und die zweite Aufgabe: die Erziehung der Men­
schen zum sozialistischen Wirtschaftssystem. Und 
dann kam nichts mehr! Kein Wort von Arbeitszeit­
verkürzung, kein Wort von Lohnerhöhung, kein 
Wort von Mitbestimmung, kein Wort von Vermö- 
gcnr.biklung! Meine Damen und Herren, es gibt dort 
Gewerkschaften, aber die haben eine ganz andere 
Aufgabe als unsere Gewerkschaften. Dort vertreten 
sie den Staat gegen, die Arbeiter; hei uns vertreten 
die Gewerkschaften die Arbeitnehmer gegen die 
Wirlschaftsunternehmen. Und das ist doch ein Un­
terschied!.

(Beifall bei der CDU/OSU und Zurufe von 
der SPD.)

•Diese Machtkonzentration im sozialistischen Lager 
macht den Menschen zu dem, weswegen die Soziali­
sten unserem System zu Unrecht Vorwürfe machen, 
nämlich zum willenlosen und rechtlosen Werkzeug 
einer KlosscnhcfrrscUaft, der Herrschaft der Staats- 
und Parteifunktionäre nämlich, dieser neuen Klasse,

^ ^ w w ™ ,^ LllLL"il̂ ' ' t [Ul ^  J: ^ 1: : r : i : ^ __ : : :

wie sie Djilas, der ehemalige Kommunist und fal- ^  
he re Chefldeologe Titos in einem Buchtitel treffend 
gekennzeichnet hat. Deshalb sind wir für diese frei­
heitliche Ordnung in Staat und Wirtschaft, meine 
Damen und Herren, und aus gar keinem anderen 
Grunde.

(Abg, Dr. Marx; Aber da gibt’$ Ignoranten 
•dazu!)

— Jeder kennzeichnet sich selbst durch solche Aus­
drücke, meine Damen und Herren.

Wie weit auch immer die in den Ziffern 8 bis 10 
enthaltenen Ausprägungen unseres Verfassungs­
systems rechtlich geboten sind — daß das nur zum 
Teil der Fall ist, sei ausdrücklich betont —r ihr 
innerer Zusammenhang mit dem Fortbestand und 
der Verwirklichung -unserer Verfassungsordnung, 
reenifertigt es, sie in diese Entschließung einzube­
ziehen und die Frage zu Klären — und der sollten 
Sie nicht aus weichen —, wie die Abgeordneten des 
Deutschen Bundestages zu diesen Gkunöonentienin- 
gen der deutschen Politik stehen.

Ich möchte jetzt die Hauptpunkte unseres Ent- 
scblleßungsanirages kurz begründen. Im Verlauf der 
Debatte werden sie in Einzelbeiträgen meiner Kol­
legen weiter vertieft worden.

ich beginne mit dem Schul- und 1 Jochschul wesen ~  
aus drei. Gründen: Hier begann der Angriff der 
Systemveränderer; hier hat er die größten Erfolge 
errungen; hier isi: er am gefährlichsten. 'Hier trifft 
er auf seine wehrlosesten Opfer, auf unsere Kinder, 
die auf Grund ihres Alters besonders aufnahmefähig; 
lernbegierig, wegen des Mangels eigener Erfahrungen
— niemand von ihnen hat den Nationalsozialismus 
und den Kommunismus am eigenen Leibe kenn en­
gelernt — besonders manipulierbar sind.

Lassen Sie mich das, was an unseren Schulen zur 
Zeit geschieht, nicht mit eigenen Worten sagen, 
sondern mit denen zweier angesehener Erziehungs- 
Wissenschaftler, die nicht meiner Partei angeboren, 
sondern der SPD, und denen man daher keine Vor- 
emgenornmenheit gegen die SPD nachsagen kann:
Icn nenne die beiden Professoren Lübbe und Nipper- 
dey.

(Lachen bei der FDP.)
— Ja. Leute, die anderer Meinung sind als Sie, sind
lächerlich in Ihren Augen, natürlich. Sic sind ein 
schöner Liberaler, mein Lieber! % r

{Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.)
Die SPD-Mitgli.eder Lübbe und Nipperdey schildern 
die von einem sozialdemokratischen Kultusminister 
in Hessen erlassenen Rahmcnrichtlinicn für Gesell*- ' 
schaftslehre wie folgt — ich zitiere wörtlich —:

Kritik, an der parlamentarischen Demokratie 
(formaldemokratische Wahlen) rangiert weit 
vorn .., Eine Auseinandersetzung mit oder eine 
Abgrenzung vorn Kommunismus findet nicht 
statt . .. Die liberalen Elemente unseres politi­
schen Systems, ja die Wirklichkeit der Freiheit, 
die Legitimität der Opposition, das Rocht, der 
Kompromiß, die Toleranz, der Staat, der mit 
Institutionen die Freiheit des einzelnen und
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den Frieden- unter den Bürgern sichert, de: 
Basiskonsens, auf dem unser Gemeinwesen be­
ruht — all das kommt nicht vor oder wird von 
vornherein diskreditiert*

fA.bg. Dr. Marx: Hört! Hört!)
Dies ist nicht mein Urteil- sondern das dieser bei­
den sozialdemokratischen. 'Erzichungswissenschaft- 
ler. .

(Ahg. Groß meldet sich zu einer Zwischen­
frage.)

Präsident Frau Heuiger: Herr Abgeordneter, 
gestalten Sie mir eine Frage: Befinden wir uns be­
reits in der Debatte oder begründen Sie noch den 
Antrag? Ich frage dies, um zu klären, ob ich eine 
Zv/i sch enf rage zu lassen kann. Oder lassen Sie eine 
Zwisdienfragc zu?

I>r. Dregger (CDU/CSU): Ich bin mit 2 wisch en- 
.fragen gerne einverstanden, Frau Präsidentin, Ich 
habe,nur die Sorge, daß ich dadurch meine Zeit 
überschreite. Sie mögen bitte entscheiden, ob es aus 
Zeitgründen geht.

fikaticnsrnöglichkeiten mit der staatlichen Gemein- ,v~'? 
schalt radikal zerstört werden, wenn ihnen die Ge- • 
schichte, die Geschichte ihres Volkes ausget rieben 
wird wie ein böser Geist, wenn die Werte unserer 
freiheitlichen. Ordnung Ihnen nicht nahccjebrachi, 
sondern, wie Lübbe und Nipperdey schreiben, dis­
kreditiert werden, wenn die Kinder den Menschen 
nicht mehr als freies, d. h. persönlicher Verantwor­
tung und individueller Schuld fähiges Wesen, son­
dern nur als Produkt der Gesellschaft begreifen 
lernen, wie sollen sie dann zu verantwortungsfähi­
gen und -bereiten Bürgern der res publica Deutsch­
land, dieser unserer Republik werden?

(Beifall bei der CDU/CSU.)

Lassen Sie mich, auch den Schlußsatz aus diesem . 
Gutachten zitieren:

Die Rährnenrichtlinien negieren den Pluralis­
mus, die Solidarität aller Demokraten, die 
Abgrenzung'gegenüber dem Kommunismus, die 
humanen Werte unseres sozialen und liberalen 
Rechtsstaates. Sie müssen deshalb gerade von 
der Position der Sozialdemokratie aus abge- 
lehnl werden.

.(P)

Präsident Frau fiengcr: Eine .Zwlsdienfrago I 
des Herrn Abgeordneten Groß. j

Groß (FDP): Herr Kollege Dregger, Sie zitieren 
einen Erziehungswissensehaftler Nipperdey. Ist 
Ihnen bekannt, daß Herr Nipperdey nicht Hrzie- 
hungs w;ssenschaftler. sondern Historiker ist? Sind 
Skt bereit, damit einzuniunmn, daß Ihnen der Hin­
tergrund das Ganzen gar nicht bekannt Ist?

(Lachen bei der CDU/CSU. — Beifall bei 
den Regierungsparteien.)

Dr. Dregger (CDU/CSU): Ich verzichte auf eine 
Antwort, meine Damen und Herren.

{Beifall bei der CDU/CSU.)
Daß das in den Hessischen Rahmenrichtlinien ! 

Fehlende nicht auf Vergeßlichkeit der Richtlinien- ! 
Verfasser beruht, mögen Sie daran erkennen, daß | 
cs in dem Antrag enthalten war, den der Juso-Kon- j 
greß in München nicht akzeptiert hat. Die überein- j 
Stimmung zwischen denen, die auf dem Juso-Kon­
greß das Sagen hatten und den PU cht! hü cm Verfassern 
in Wiesbaden ist unverkennbar. Weiter:

Der Angriff der Rahmenrichtünien . . . richtet 
sich in gleicher Weise gegen die Familie, deren * 
Klassenstruktur denunziert werden soll; die j  
Mobilisierung der Kinder gegen die Eltern, zu- ! 
mal über eine obskure Sexualtheorie von den 
.politischen Wirkungen einer „Trtebunterdrük- 
kung", ist hier zentral. Mit der AutoriUits- j 
fixicrung wird auch jede funktionale Autorität j 
in der Demo eratie verworfen, der Protest an 
sich wird vor errlidit.

Meine Damen nd Herren, wenn die Institution 
der Familie ir c.er Schule systematisch. herabge­
setzt wird, wc m die Kinder in den Kategorien des | 
Klassenkampfes tr/.egen- werden, wenn alle Idonti- I

Meine Damen und Herren, das ist sicherlich nicht 
nur die Meinung der Herren Lübbe und Nipperdey, 
sondern auch vieler andere: Sozialdemokraten. .Aber
entlastet Sie das als Partei? Entlastet es vor allem 
die Führung der Partei? Niemand kann glauben, 
daß sich der hessische Kultusminister von Frieds- 
burg als einziges rotes oder schwarzes Schaf im 
marxistischen Dschungel verirrt hat, wenn irr» g!ei- p) 
eben zeitlichen Rehmen der Herr Girgcnsohn :n 
Nordrhein-Weslfaien und der Herr von Oertzon in 
NS cd ersachso n ebe n f a 11s R ah m ertri ch tl i u 1 er» vc r lege n, 
die nicht am Grundgesetz, sondern an der spät- 
marxistischen Ideologie der neuen Linken orientiert 
sind. •

• (Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU.)
Eine ideologisch fixierte Erziehung in staatsmono­
polistischen’ Schulen ist Verfassungsbrucn,

(erneuter Beifall bei der CDU/CSU)
gleichgültig, um: welche Ideologie es sich handelt. 
Es sind unsere Kinder und unser aller Schulen, lFc 
Schulen dieser Republik. Weder die CDU noch d;e 
SPD noch die FDP har. das Recht, eine Erziehung 
nach ihrer Ideologie oder der Ideologie einer ihrer 
Flügel zu verwirklichen.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — Abg.
Frau Dr. Leos jus: Das sagen Sie mal den 
Bayern! — Gegenrufe von der CDU/CSU.)

— Ich sage Ihnen noch sehr viel mehr, dessen kön­
nen Sie gewiß sein, gnädige Frau!

Dem Angriff der Systemveränclerer auf die .Schu­
len ging die Unterwanderung der Universitäten und 
Lehrerokademicu voraus. Wird es nicht schon als 
normal empfunden, daß Stipendiaten streiken, daß 
Professoren, deren Gesinnung den Linksradikalen 
nicht paßt, verprügelt, mit Farbe übergossen und 
aus den Hörsalen geprügelt, wenden und daß die 
Taler in den seltensten Fällen haftbar gemacht und 
b u £ 1 r a: < \v c r d e n ?
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Dr. Dregoer
(A) nie Parallelen zu den Jahren vor 1933 sind unver- 

kennbar,
(Beifall bei der CDU/CSU.)

Diehl-Thicle hat in der „Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung" vom 3. Juni 1972 einen Vergleich ange­
stellt zwischen dem Vokabular des NS-Scudenten- 
bundes und dem, was uns heute von linker Seite 
als progressive Kost serviert wird» Die Überein­
stimmung ist frappierend;

Befreiung der von der Hochfinanz enterbten, 
Ausgebeuteten Volksschichten, .. Unterstüt­
zung der berechtigten Forderungen der Arbei­
ter gegen das Aussaugersystem ...

So hieß es in der Agitation des NS-Studentenbun- 
des. Und weiter — ich zitiere wörtlich aus dem 
Vokabular des NS-Studentenbundes ------

Präsident Frau Renger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sic! Ich glaube nicht, daß das hierher ge­
hört — Sie sollten bitte zur Sache zurückkehren —, 
daß Sie hier-----

(Lebhafte Zurufe und Widerspruch von der. 
CDU/CSU.)

* —Einen Augenblick! • .
(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU.)

. ' — Einen Augenblick bitte!
(Fortgesetzte Zurufe von der CDU/CSU, — 

Gegenrufe von der SPD.)
(B) ~  Ich bitte um Ruhe!

(Weiter anhaltende Zurufe von der CDU/ 
CSU: Na, na! — Wo sind wir eigentlich?)

—-Das ist doch unerhört! * .
(Lebhafte Zurufe von der CDU/CSU. — 

Gegenrufe von der SPD,)
— Ich bitte um Ruhe, meine Damen und Herren.

(Weitere fortgesetzte Zurufe.)
— ich hüte Sie um Ruhe, meine Damen und Herren.

(Erneute lebhafte Zurufe von der CDU/CSU.)
_Der Herr Abgeordnete hat mich überhaupt nicht
gefragt, ob er hier die Zitate anbringen kenn, und

(stürmische Zurufe von der CDU/CSU. — 
Abg. Dr. Marx: Seit Herrn Mommer ist das 

ein alter Hut!)
_  einen Augenblick mall — ich halte es nicht für 

’ richtig, solche Vergleiche mit NS-Ziiaten hierher- 
zusiellem

(Beifall bei der SPD. — Erneute Zurufe von 
der CDU/CSU. — Abg. Dr. Müller [Mün­
chen); Volkskammer! — Zurufe; Uner­
hört! — Abg» Dr. Jenningcr: Volkskam­

mer! — Gegen rufe von der SPD.)

Dr. Dregger (CDU/CSU): Frau Präsidentin----- -
(Anhaltende große Unruhe. — Zurufe von ’ 
der SPD. — Abg. Dr. Marx: Weiter- 

sprechen!)

Präsident Frau Rcngen Herr Abgeordneter, ^  
fahren Sie bitte fort!

Dr» Dregger (CDU/CSU): Frau Präsidentin, ich 
bitte um Vergebung. Ich bitte um Ihre Genehmi­
gung, noch ein Zitat zu bringen, das den Vergleich 
öarstelk zwischen dem, was der NS-Studentenbund 
gesagt hat, und dem, was uns jetzt als linke Kost 
verkauft wird»

• * (Beifall bei 'der CDU/CSU.)
Es heißt dort:

Was also der alten Welt als Heiligtum erschei­
nen mag, ist es für uns nationalsozialistische 
Studenten schon lange nicht mehr. Und das 
größte Heiligtum, die kapitalistische Wirt­
schaftsordnung, ist für uns gar das Hassenswer­
teste, da der Grund für Unterdrückung, Not und 
Elend.

Meine Damen und Herren, genau das sind die Töne 
von SDS, SHD und anderen kommunistischen und 
sozialistischen Gruppen an unseren Ihiiversitäten.

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU.)
Der Zangengriff auf die deutsche Jugend wirkt 

von den Hochschulen über die Lehrerakademien in 
die Schulen und bedient sich als zweiten Hebels der 
Erwachsenenbildung. Was der Eichengrün-Bericht der 
sozialdemokratischen Führung vorhergesagt hat, ist 
heule eine Tatsache. Nach der Universität ist die 
Erwachsenenbildung das Schlupfloch für beamtete 
Linksradikale geworden.

Noch ein letztes zu diesem Komplex! Unsere Uni- ^  
versitaten sind nicht schon dann wieder gesund, 
wenn nicht mehr geprügelt und offen terrorisiert 
wird. 1 error und Gesetzlosigkeit treten nicht immer 
in der Form äußerer Gewalt auf. Meine Damen und 
Herren, es gibt auch eine Ruhe nach der Macht­
ergreifung.

(Abg. Dr. Marx: Sehr wahr!)
Es sind durchaus Universitäten denkbar, an denen 
in aller Ordnung gelehrt und gelernt wird, aber nach 
der Ordnung der DDR und nicht in der Treue zur 
Verfassung. DKP und Spartakusbund als Ordnungs­
macht, die mit Hilfe der Bochschuhaulonorme unsere 
Universitäten zu sozialistischen Inseln in der frei­
heitlich-re ch tsstaa 11 i ch en D e rn o k r u t i c m ach an, d ns * st 
kein Hirngespinst, das‘ist nicht nur kommunistische 
Planung, sondern das ist bereits beginnende Wirk­
lichkeit in unserem Lande.

■ (Beifall bei der CDU/CSU.)

Neben der marxistischen Indoktrinierung der Ju­
gend ist die schrittweise Eroberung des Staatsappa­
rates euch außerhalb der Schulen und Universitäten 
wichtigstes Teilstück der revolutionären Strategie.
Die bisherige Reaktion auch auf diese Herausforde­
rung kann nur als ragikomodie und als Bestätigung 
der * von. vielen .b haupteien Hilflosigkeit unseres 
Systems empfände:, werden..

Meine Damen >i: d Herren, wir wünschen uns in 
dieser lebenswichtigen Frage von der heutigen So­
zialdemokratie sic :i mehr, als daß sie die Entschie­
denheit zeigt, eie hrer Geschichte würdig ist. Ha-



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode — tj. Muung, nonn, laonnenump den M. Fcbruar|974 S O U

Dr. Dregyer
Iieu v/ir denn vergessen, daß es der sozialdemokra­
tische preußische Ministerpräsident Otto Braun war, 
der IÖ3Ö leststelite, daß ein Beamter seine Treue- 
pflfcht bricht*, wenn er die KPD oder die NSDAP 
auch nur fördere, geschweige denn ihr angehöre, 
oder daß es der sozialdemokratische Innenminister 
Hessens Heinrich Zinnkann war, der 1950 verfügte, 
daß Beamte. Angestellte oder Arbeiter, die an Or­
ganisationen oder auch nur an Bestrebungen gegen 
die JreihciÜiäi-dernckfütische Ordnung teilnehmen, 
aus dem Dienst des Landes zu entlassen seien?

■ (Hört! Hört! bei der CDU/CSU.)
Schon die Zugehörigkeit zur Vereinigung der So­
wjetfreunde und erst recht zur KPD galt als Teil­
nahme im Sinne des Erlasses dieses sozialdemokra­
tischen Innenministers aus dem Jahre 1950. Warum 
handeln sozi a laemokr a Li sch e Landesregieru ngen
heute anders, meine Damen und Herren? Wer gegen 
‘den demokratischen Staat arbeitet, kann nicht in 
seinem Dienst stehen. Diese einfache, der Rechtsord­
nung entsprechende und einleuchtende Feststellung 
unsefres Antrages ist durch staats- und b e am teu­
re di fliehe Erwägungen, die zum größten Teil neben 
der Sache liegen und nur die Untätigkeit der Regie­
rung bemänteln sollen, vernebelt worden.

(Abg, Seiters: Sehr richtig!)
Ich nehme hierzu auf die Erklärung des Rings Christ­
lich-Demokratischer Studenten Bezug, die Ihnen al­
len zugegangen ist.

Ein wichtiger Punkt ist die Stellung des Abgeord­
neten gegenüber seiner Partei und gegenüber dem 
Volk. Die Bindung der Abgeordneten an Parteibe­
schlüsse ist verfassungswidrig. Ich verzichte aus 
Zeitgründen darauf, das im einzelnen zu belegen. 
Es ist ja auch hier im Hause weitgehend bekannt. 
Besonders weit gediehen ist es in. der Stadt Frank­
furt, wo Versetzungen im Magistrat durch Parteibe­
zirksbeschlüsse rückgängig gemacht werden und wo 
sogar die Personalunterlagen der Bewerber dem, 
Parteivorstand zur Verfügung gestellt werden.

! funktionsunfähig zu machen. Es ist däföer kein Wur,- 
j der, daß die Verfassungsfeinde unsere Gerichte zu-* 

nehmend durch Sitz-, Liege- und Hungerstreiks, 
durch Toben. Spucken, Drohungen und andere Pö- 
beiden an der Ausübung ihrer Pflichten hindern.

(Zurufe von der SPD.)
lim so wichtiger ist es, daß sich das Verhalten 

der Demokraten davon deutlich unterscheidet. Auch 
hier hat eine erschreckende Entwicklung eingesetzt. 
Das Wort — ich bitte um Entschuldigung, daß ich 
es zitiere — von den „acht Arschlöchern von Karls­
ruhe“, von denen man sich die Ostpolitik nicht 
kaputtmachen lassen wolle, war ein besonders er­
lesenes Beispiel. Drei Wochen später war im SPD- 
Parteiorgän „Vorwärts“ von „richterlicher Welt- 
Ire müh eit“ und einem Selbstverständnis der Vei fas- 
sungsrichter zu lesen, das noch vom ...Nachleben 
des Bismarck-Deutschland“ geprägt sei.

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU.)
Dem Urteil liege „zutiefst eine Selbstüberschätzung 
des Gerichts“ zugrunde.

Meine Damen und Herren, das sind dieselben Ar­
gumente, die heute von Moskau und Ost-Berlin ge-^^ 
gen die Bundesrepublik und ihre Rechtsposition. lns(^ 
Feld geführt werden,

' (Beifall bei der CDU/CSU) _
wobei neuerdings sozialdemokratische Bundes!ags- 
Abgeordnete auch von Moskau aus Hilfestellung lei­
sten. ' •

(Abg. Dr. Jenninger: Hört! Hört!)
Ich denke jetzt weniger an den BraktionsVorsitzen­
den der SPD, der zwar nicht die Position des Bun­
desverfassungsgerichts. aber doch die Verband- . 
lungsposition seiner eigenen Regierung durch die 
in Moskau abgegebene Erklärung untergrub, diese 
Verhandlungsposition sei überzogen. Nein, ich 
denke an unseren Kollegen. Karl-Heinz Hansen, der 
in Radio Moskau das Urteil unseres höchsten Ge­
richts zum ‘Grundvertrag als — ich zitiere — „Mittel

{Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. j 
Marx: Unglaublich!)

Der Satz: „Die Partei befiehlt .dem Staat" .hat 
schon einmal in Deutschland gegolten. Wir möchten 
das nicht noch einmal erleben.

(Lebhafter Beifall bei der CDU/CSU. — Abg.
Dr. Marx: Sehr gut!)

Ich /rage Sie, Herr Bundeskanzler: Was haben Sie 
unternommen, um dieser verfassungswidrigen Pra­
xis in Ihrer Partei entgegenzutieien?

{Abg. E>r. Jenninger: Nichts!)

Eine letzte Einzeln ago; Wie steht es mit dem j 
Respekt vor der Gerichtsbarkeit in unserem Lande? 
Kein Ceiirbt kann regelmäßig Urteile fällen, die 
b iden Parteien Zusagen. Um so mehr ist der 
R spekt vor der Würde des Gerichts und vor seinen 
Ef tschöiöungen unentbehrliche Voraussetzung ei­
nt r Friedensordnung. Es gehört dementsprechend 
zur Strategie der Sysiemüberwinder, den Staat und 
i: ‘»besondere die Staatsorgane, die diese Friedens- 
Oidnung zu sichern haben, also Justiz und Polizei,

revanchistischer Kräfte im Kampf gegen die Urit- 
spannungspolitik der Regierung Brandt/Scheei4* de­
nunzierte.

{Hört! Hört! bei der CDU/CSU. — Abg. Dr. 
Marx: Unerhört! — Zuruf von der CDU/ 

CSU: Aufstehen!)
Wenn sich das Abgeordnete dieses Hauses leisten, 
wie können wir uns dann noch wundern über das, 
was draußen vor unserer, eigenen Gerichten durch 
die Systemvei'ändercr geschieht?

* (Beifall bei der CDU/CSU.)
Meine Damen und Herren, aus Zeitgründen will 

ich meinen Beitrag kürzen, worüber Sie sich auf der 
linken Seite des Hauses-sicherlich freuen. Zusam­
menfassend möchte ich nur noch folgendes sagen. 
Nicht die Einzelteile, die ich vorgetragea habe, sind 
das für die Stabilität unseres Gemeinwesens Ge­
fährliche, obwohl manche von ihnen erregend ge­
nug sind. Das Schlimme ist, daß es sich hier um 
eine Weile der Mißachtung, der Nichiuchtuog und 
der Verachtung unserer Verfassung und ihrer ver­
fassungsmäßigen Institutionen handelt und daß da-
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Dr, Dregger
M hinter eine Ideologie oder auch mehrere Ideologien 

stehen — mit dem Ziel, aus dieser Republik eine 
andere zu machen. Dies ist, so meine ich, die Stunde, 
in der sich der Deutsche Bundestag dieser Frage zu­
wenden und erklären muß, daß Verteidigungsbereit­
schaft zuallererst eine geistige Frage ist, daß sie die 
Kenntnis vorhandener Werte und den Willen, sie 
zu schützen, voraussetzt. Bei uns geschieht ja so 
gut wie nichts, um Wertbewußtsein und Verteidi­
gungsbereitschaft in der jungen Generation zu 
wecken.

(Lachen bei der SPD.)
Im Gegenteil: Nicht, nur Lehrer, nicht nur promi­
nente Juso-Führer, sondern auch Parteivorsitzende 
der SPD — z. B. der SPD-Landesvorsitzende in 
Schleswig-Holstein ■— kritisieren nicht nur beste­
hende Mißstände — das tun wir auch —, sondern 
sprechen — ich zitiere wörtlich — von der „syste­
matischen Erbärmlichkeit eines unverantwortlichen 
Systems in unserer Wirtschafts- und Gesellschafts­
ordnung" und rufen öffentlich „zum Kiassenkampf 
und zur System Veränderung" auf.

Was soll eigentlich junge Bürger dieser Republik 
ohne unsere geschichtlichen Erfahrungen veran­
lassen f diese Republik zu verteidigen? Wie sollen 
sie sich mit der freiheitlichen Verfassung identifi­
zieren, wenn sie z. B. im 1972 neu e.röffnelen Histo­
rischen Museum der Stadt Frankfurt die November­
ereignisse des Jahres 1918 wie folgt' kommentiert 
finden — ich zitiere wörtlich —: „Das Rätesystem 
hätte in Deutschland als Mittel wirken können, die 
an Autorität und Unterwerfung gewohnte Bevölke­
rung zur Selbstbestimmung zu bringen"?

Meine Damen und Herren, welches Glück für die 
mitteldeutsche Bevölkerung, daß sie wenigstens 
nach 1945 unter einem Rätesystem zur Selbstbe­
stimmung gebracht worden ist! Welchen Rück­
stand haben wir in der Bundesrepublik Deutschland 
noch aufzuholen!

Wie soll ein Staat Bestand haben, der auf Selbst­
verteidigung verzichtet, der das Gewaltmonopol mit 
anderen teilt,, der sich seiner Machtmittel begibt? 
Das Disziplinarrecht an den Universitäten wurde 
nicht modernisiert, sondern fast restlos,abgeschafft. 
Aber hier hat ja ein Lernprozeß bei den Sozialdemo­
kraten eingesetzt. Das dauert bei Ihnen immer nur 
ein bißchen lange. In Verwaltungsgerichtsprozes­
sen' erleben Professoren oft, daß Vorgesetzte Behör­
den sie im Stich lassen, gar heimlich mit den Stö­
rern sympathisieren, v/eil sie die „Aufbrechung 
verkrusteter Strukturen" wollen.

Auf Recht und Ordnung — und das heißt ja nichts 
anderes als inneren Frieden— kann nicht verzich­
tet werden. Die Gesellschaft kann den Staat nicht 
ersetzen. Deshalb müssen wir in diesem Lande nicht 
nur Geselischafts-, sondern auch Staatspolitik be­
treiben. '

Ich halte das gern noch am Beispiel des Streiks 
beamteter Fluglotsen und an der ganz anderen 
Haltung etwa unserer beamteten Lokomotivführer 
exemplifiziert. Wenn diese Lokomotivführer nicht 
streiken, dann doch nicht etwa deshalb, weil sie 
nicht bummeln könnten oder weil sie keine Forde­

rungen gegen den "taat hätten, sondern weil in 
ihnen noch Tilgende u !ebene!ig sind, die in einer 
langen geschichtlichen Tradition in diesem Lande 
gewachsen sind, die her heute verlacht werden.

(Beifall: ei der CDU/CSU.) ,
Wenn erst eine ganz .* Generation nach der Konflikt­
theorie der Rahmen richtlinien von Hessen, Nord- 
rhein-Westfaien unc Niedersachsen erzogen sein 
wird, werden wohl licht nur die Fluglotsen, son­
dern auch viele andere Spezialisten ihre Macht 
mißbrauchen. Was sollte sie daran hindern? Es 
muß eben auch das Ethos des Beamten geben, der 
nicht nur Privilegien will, sondern auch Pflichten* 
übernimmt und sogar bereit ist, auf ein Streikrecht 
zu verzichten.

Meine Damen und Herren, den demokratischen 
Staat intakt zu erhalten, die Grenze zu den Ver­
fassungsfeinden deutlich zu ziehen und offensiv zu 
verteidigen, das ist nicht, wie viele von Ihnen sagen, 
rechtskonservativ-reaktionär, sondern das ist die 
Pflicht jedes demokratischen Politikers.

Ich komme zum Schluß. Zum Grundgesetz gibt es 
keine Alternative. Dieser apodiktische Satz am An­
fang unseres Entschließungsantrags will mit der 
Klarheit, die der Sache angemessen ist, deutlich 
machen, daß die Demokraten in Deutschland jede 
Alternative ablehnen, weil es für uns keine Alter­
native gibt, weder eine linksfaschistische noch eine 
rechtsfaschistische, weder eine rätedemokratische 
noch eine ständestaatliche, weder ganz noch halb, 
noch zu einem-Viertel. Für uns gibt es auch keine 
Konvergenz, keine Vermischung der Systeme. Für 
uns gibt es nur diese freiheitlich-rechts- und sozial- 
staatliche Demokratie im Sinne unseres Grundge­
setzes. Das deutlich zu machen für die Bürger im 
Lande und die Menschen in der Welt ist der Sinn 
unserer Entschließung, die auf jede Polemik ver­
zichtet

(Lachen bei der SPD)
und der alle* zustimmen können, die auf dem Boden 
der Verfassung stehen.

(Beifall bei der CDU/CSU.)
Der Deutsche Bundestag ist aufgerufen, ein Signal 
zu setzen und den verfassungstreuen Kräften im 
Lande den Rücken zu stärken.

(Langanhaltender lebhafter Beifall bei der 
CDU/CSU.) ,


